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P R O T O K O L L 

 

 

über die am Montag, den 22. Oktober 2018 um 18.00 Uhr im Sitzungssaal des Rathauses unter 

dem Vorsitz des Bürgermeisters Dr. Klaus Winkler abgehaltene 

 

 

2 3 .  G e m e i n d e r a t s s i t z u n g  

 

 

 

Anwesend:   Bürgermeister Dr. KIaus Winkler 

   VB Ing. Gerhard Eilenberger 

   VB Walter Zimmermann 

   STRin Mag. Ellen Sieberer 

   GR Hermann Huber 

   GRin Hedwig Haidegger 

   GR Florian Huber 

   GRin Mag. (FH) Andrea Watzl 

   GR Georg Wurzenrainer 

   GR Ludwig Schlechter 

   GRin Anna Werlberger 

   GR Mag. Manfred Filzer 

   GRin Marielle Haidacher 

   EGRin Magdalena Groiss für GR Daniel Ellmerer 

   EGR Dominik Bertsch für GRin Margit Luxner 

   GR Jürgen Katzmayr 

   GR Bernhard Schwendter 

   EGR Michael Hacksteiner für GR Alexander Gamper 

   EGR Georg Hechl 

 

  Stadtamtsdirektor Mag. Michael Widmoser - Schriftführer 

  Hilde Sohler - Schriftführerin 

 

Abwesend: GR Daniel Ellmerer, GRin Margit Luxner, GR Alexander Gamper, alle 

entschuldigt 

 

Der Bürgermeister eröffnet die Sitzung, begrüßt die Erschienenen, stellt die ordnungsgemäße 

Einberufung der Sitzung und die Beschlussfähigkeit fest. 

 

 

1. Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 

Bürgermeister Dr. Winkler eröffnet die Sitzung, begrüßt die Mandatare, die Zuhörer und die 

Pressevertreter. Er stellt die ordnungsgemäße Einberufung der Sitzung und die Beschluss-

fähigkeit fest. 
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2. Genehmigung des Protokolls der 22. Gemeinderatssitzung vom 10. September 2018 
 

Das Protokoll der 22. Gemeinderatssitzung vom 10.09.2018 wird mit 18 Ja-Stimmen bei einer 

Enthaltung genehmigt.  

 

 

3. Anträge und Berichte des Bürgermeisters und des Stadtrates 
 

3.1. Vorstellung Projekt Neubau Bezirksstelle Rotes Kreuz 
 

Zu diesem Tagesordnungspunkt begrüßt Bürgermeister Dr. Winkler die starke Abordnung (14 

Personen) der Rot Kreuz Bezirksstelle Kitzbühel sehr herzlich und berichtet einleitend, dass 

dieses Projekt die Gemeinde bereits länger beschäftigt und vielfach mit Vertretern des Roten 

Kreuz und in den städtischen Gremien wie dem Stadtrat und im Ausschuss für Bau und 

Raumordnung behandelt wurde. 

 

Der Bürgermeister weist auf die große Bedeutung des Roten Kreuz für die Gesundheits-

versorgung der Kitzbüheler Bevölkerung hin und erklärt, dass heute ein Bekenntnis zum 

Neubau der Rot Kreuz Bezirksstelle in Kitzbühel, an dem für das Rote Kreuz am besten 

geeigneten Standort, durch den Gemeinderat erfolgen sollte. 

 

Sodann bittet der Bürgermeister Herrn Ing. Kappel das Projekt dem Gemeinderat vorzustellen. 

 

Ing. Kappel begrüßt die Mandatare und führt zu seiner Person aus, dass er operativer Ge-

schäftsführer der Rot Kreuz Stelle in Kitzbühel ist und in dieser Funktion auch die Leitung der 

für dieses Neubauprojekt eingerichteten Steuerungsgruppe übernommen hat. Sodann erläutert 

Ing. Kappel das Projekt ausführlich anhand folgender PowerPoint Präsentation. 
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Der Bürgermeister bedankt sich bei Ing. Kappel für seine umfangreichen und bestens 

aufbereiteten Ausführungen. Weiters begrüßt der Bürgermeister Dipl.Ing. Michael Bach-

lechner von der Plan Alp Ziviltechniker GmbH, welcher den erkrankten Kollegen Dipl.Ing. 

Friedrich Rauch vertritt und bittet diesen um seine Standortanalyse aus raumplanungs-

fachlicher Sicht. Dipl.Ing. Bachlechner begrüßt die Mandatare und erläutert die Standort-

analyse mittels PowerPoint Präsentation. 
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Abschließend fasst Dipl.Ing. Bachlechner nochmals zusammen, dass alle Standorte in Bezug 

auf Flächengröße, Nutzung, Erschließung und Erreichbarkeit sowie nach siedlungsstruk-

turellen Gesichtspunkten überprüft wurden und sich der Standort in der Kirchberger Straße als 

der am besten geeignete herauskristallisiert hat. 

 

Bürgermeister Dr. Winkler bedankt sich bei Dipl.Ing. Bachlechner für seine fundierten Aus-

führungen und eröffnet die Diskussion. Im Wesentlichen werden folgende Wortmeldungen 

abgegeben: 

 

GR Wurzenrainer erklärt, dass sich der Bauausschuss mit dem Projekt Neubau Rot Kreuz 

Bezirksstelle bereits zweimal beschäftigt hat, zuletzt in der Sitzung vom 01.10.2018. In dieser 

Sitzung wurde als Standort die Kirchberger Straße vorgestellt und auch über die genaue 

Situierung, das Seenschutzgebiet und die Biotopfläche sowie allfällige Bodenkontaminier-

ungen diskutiert. Im Bauausschuss wurde zwar darüber diskutiert, ob der Standort genau wie 

im heute bereits gezeigten Lageplan oder aber direkt anschließend an das Eurotours-Gebäude 

situiert sein sollte, jedenfalls hat der Bauausschuss aber den Standort in der Kirchberger Straße 

positiv beurteilt. 

 

Stadtbaumeister Mag. (FH) Hasenauer informiert dahingehend, dass es sich bei dem Neubau 

der Rot Kreuz Bezirksstelle um ein Funktionsgebäude handelt, welches durch das Abrücken 

von der Grundgrenze Firma Eurotours um ca. 30 m nach Westen, deutlich besser in die 

Landschaft eingefügt werden kann. Durch das in diesem Bereich abfallende Gelände treten die 

Garagen nicht so augenfällig in Erscheinung, da diese nicht über das Niveau der Kirchberger 

Straße ragen. Durch Böschungen und Bepflanzungen kann die Sicht von Kirchberg kommend 

auf das Gebäude kaschiert werden, auch die geplante Begrünung eines Teiles der Garage wirkt 

sich positiv aus. Zu den Kontaminierungen führt er aus, dass es sich hier wie die Schürfproben 

und das Gutachten von Mag. Pflügler ergeben haben, um Baumassenreste handelt. Es konnte 

bereits abgeklärt werden, dass es keine gefährlichen Stoffe sind und eine Entsorgung bzw. ein 

Bodenaustausch nur dann notwendig ist, wenn die verunreinigten Bereiche überbaut werden. 

Dies hat mit der Statik bzw. Stabilität des Bodens zu tun. Würden die Baumassenreste überbaut 

werden, könnte es zu Setzungen kommen. Der nunmehr gewählte Standort für das Rot Kreuz 

Gebäude hat eben den Vorteil, dass in diesem Bereich der Boden keine Verunreinigungen mehr 

aufweist. 

 

GR Mag. Filzer stellt fest, dass in diesem Bereich auch andere Kontaminierungen vorhanden 

sind. Nach einer bereits lange zurückliegenden Überflutung des Gänsbaches wurden dort auch 

Kühlschränke entsorgt. Er meint, dass er dazu auch Fotos vorlegen könnte. 

 

Bürgermeister Dr. Winkler informiert darüber, dass das Rote Kreuz in der Wagnerstraße zwei 

Baurechtsverträge besitzt. Für das Gst .550 KG Kitzbühel Stadt geht die Laufzeit bis 

31.12.2027, mit Ende des Baurechtes fällt das Bauwerk an die Stadtgemeinde Kitzbühel, wobei 

an die Bauberechtigten eine Entschädigung in Höhe von ¼ des vorhandenen Bauwertes zu 

leisten ist. Für das Gst 241/12 KG Kitzbühel Stadt besteht ein Baurechtsvertrag mit Laufzeit 

bis 14.06.2054. Mit Ende des Baurechtes fällt das Bauwerk entschädigungslos an die 

Stadtgemeinde Kitzbühel. Der Baurechtszins beträgt in beiden Fällen € 7,27 pro Jahr. Sodann 

verliest der Bürgermeister einen Grundsatzbeschluss, beantragt über diesen heute abzu-

stimmen und weist noch darauf hin, dass auch die an die Stadtgemeinde zurückfallenden 

Räumlichkeiten in der Wagnerstraße einen bedeutenden wirtschaftlichen Wert darstellen. Der 

Grundsatzbeschluss lautet wie folgt: 
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1) Als Standort für den Neubau der Bezirksstelle/Ortsstelle des Roten Kreuz Kitzbühel wird 

die Kirchberger Straße festgelegt, wobei sich die genaue Situierung aus dem heute 

vorgestellten Lageplan ergibt. Darin ist die Grundfläche für den Neubau mit ca. 3.101 m² 

ausgewiesen und die Lage mit „8 Rotes Kreuz“ eingetragen. 

2) Dem Roten Kreuz wird eine Grundfläche von ca. 3.100 m² mittels Baurechtsvertrag auf 70 

Jahre zu einem symbolischen Baurechtszins von EUR 1,00 pro Jahr zur Verfügung gestellt. 

3) Die Grundfläche erhält eine der Nutzung entsprechende Sonderflächenwidmung und falls 

notwendig wird ein Bebauungsplan erlassen. 

4) Die bestehenden zwei Baurechtsverträge in der Wagnerstraße (Laufzeit bis 31.12. 2027 

und bis 14.06.2054) werden mit Bezug des Neubaus einvernehmlich aufgelöst und fallen 

die Bauwerke entschädigungslos an die Stadtgemeinde Kitzbühel. 

5) Nach Ausarbeitung des diesen Eckpunkten entsprechenden Baurechtsvertrages Vorlage an 

den Gemeinderat zur Beschlussfassung.   

 

GR Mag. Filzer weist darauf hin, dass im Jahr 2014 die Fortschreibung des örtlichen Raum-

ordnungskonzeptes beschlossen wurde und stellt die Frage, welchen Wert dieses hat, wenn es 

nunmehr mir nichts dir nichts in kurzer Zeit umgestoßen wird. Auch das Seenschutzgebiet 

scheint nichts mehr wert zu sein. Die Lage in der Kirchberger Straße geht für ihn nur dann in 

Ordnung, wenn dort kein weiteres Grundstück für Industrie oder Gewerbe geschaffen wird. 

 

Bürgermeister Dr. Winkler erklärt dazu, dass das örtliche Raumordnungskonzept dynamisch ist 

und schon wiederholt geändert wurde, wie z.B. bei der Erschließung des Siedlungsgebietes 

Sonngrub, welches zu einem Vorzeigeprojekt für Einheimischenwohnbau wurde. Es gibt auch 

viele Gebäude die im Seenschutzgebiet stehen. Es geht um die Gesundheitsversorgung der 

Kitzbüheler/innen und um die Sicherheitskompetenz der Stadtgemeinde Kitzbühel als 

Bezirkshauptstadt.  

 

Dipl.Ing. Bachlechner erläutert ebenso, dass das Raumordnungskonzept kein starres Gebilde 

ist und bei gerechtfertigten Entwicklungen daher auch eine Änderung möglich ist. Gerade eine 

Rot Kreuz-Bezirksstelle liegt im öffentlichen Interesse, so wie dies auch bei dem Projekt des 

Einheimischensiedlungsgebietes in Sonngrub der Fall war. Im Zuge der Änderung des örtlichen 

Raumordnungskonzeptes sind auch naturschutzrechtliche Stellungnahmen zum 

Seenschutzgebiet und Biotop von der BH Kitzbühel einzuholen.  

 

GR Mag. Filzer ist der Meinung, dass die negativen Argumente bei den anderen Standorten 

sehr seicht sind. Zur Aussage von DI Bachlechner, dass das Areal bei den Stadtwerken zu klein 

sei, führt er an, dass bei einer gescheiten Planung der Neubau auch dort möglich wäre. 

 

VB Ing. Eilenberger erklärt, dass bei den Stadtwerken keinesfalls genügend Platz vorhanden 

ist. Die Grundfläche, auf dem das vor zwei Jahren gekaufte „Rieder-Haus“ steht, hat nur ca. 

600 m². Nicht nur, dass die Stadtwerke keine Fläche hergeben können, werden sie auch diese 

Grundfläche in Zukunft für eine Erweiterung brauchen. Das Verkehrsaufkommen ist ins-

besondere zu den Saisonzeiten so hoch, dass bei den Stadtwerken die Einfahrt in die 

Bundesstraße sehr schwierig ist. 

 

GRin Haidacher wirft ein, dass ein Grundsatzbeschluss eine Grundsatzdiskussion erfordert. 

Niemand hat etwas gegen einen Neubau der Rot Kreuz Bezirksstelle in Kitzbühel, es geht 

allerdings um den Standort. Im Bauausschuss wurde die Angelegenheit einmal im Jahr 2016 

behandelt und erst vor kurzem ein zweites Mal. Bei der letzten Sitzung im Bauausschuss wurde 

das Thema nicht ausführlich  genug  besprochen. Der Standort  direkt  neben  der  Fa.  
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Eurotours ist besser. Das Argument des Abrückens um 30 m nach Westen, um der Boden-

kontaminierung auszustellen und damit Entsorgungskosten in Höhe von ca. € 200.000,00 bis  

€ 300.000,00 zu vermeiden, zählt für sie nicht. Die Bodenverunreinigungen sollten ohnehin 

entsorgt werden, dies ist Aufgabe der Gemeinde und hat auf deren Kosten zu erfolgen.  

 

VB Ing. Eilenberger weist ebenfalls darauf hin, dass es sich bei den Kontaminierungen um 

Baumassenreste und nicht um gefährliche Stoffe handelt. Der gegenständliche Bereich wurde 

im Zuge der Überflutung des Gänsbaches als Zwischenlager benützt. Es kann sein, dass dort 

auch z.B. Kühlschränke hingekommen sind, jedoch sind diese nicht vergraben, sondern 

ordnungsgemäß entsorgt worden. In keinem der 6 Baggerschürfe ist derartiges zu Tage getreten.  

Die Kontaminierungen sind nur bei einer Überbauung zu entfernen, damit es nicht zu Setzungen 

kommt. Es wäre unverantwortlich, so viel Geld auszugeben, wenn man mit einer entsprechend 

angepassten Standortwahl diesem Problem aus dem Weg gehen kann.  

 

Bürgermeister Dr. Winkler versteht nicht, dass wegen dem Abrücken um 20 bis 30 m Richtung 

Westen eine solch verbitterte Diskussion geführt wird. Die Meinungen der Fachleute wie die 

Vertreter des Roten Kreuz, des Raumplaners und des Stadtbaumeisters sind die, welche es zu 

berücksichtigen gilt, es kann hier nicht um persönliche Befindlichkeiten gehen. Den Standort 

im Wissen um die dann entstehenden Entsorgungskosten in Höhe von rund € 300.000,00 direkt 

an der Grenze zur Fa. Eurotours zu belassen, wäre eine unverantwortliche Verschwendung von 

Steuergeld. 

 

GR Hechl weist darauf hin, dass laut Gutachten Mag. Pflügler bei den Baggerschürfen auch 

Teergeruch festgestellt wurde. Es ist für ihn nicht einzusehen, warum nicht der Standort direkt 

bei der Fa. Eurotours gewählt wird. Es ist auch zu berücksichtigen, dass durch den nunmehrigen 

Standort ein Biotop vernichtet und auf einer Ausgleichsfläche erst wieder neu aufgebaut werden 

muss, was sehr lange dauert. 

 

GR H. Huber erklärt dazu, dass Biotope bereits oftmals unter ökologischer Bauaufsicht 

problemlos verlegt wurden. Dies wird auch hier der Fall sein. 

 

VB Zimmermann schließt sich der Meinung von GRin Haidacher an und fordert, dass die 

Bodenkontaminierungen auf Kosten der Stadtgemeinde entsorgt werden, wobei es bei solchen 

Maßnahmen wohl auch eine Unterstützung vom Land Tirol gebe. Dann kann weiter entschieden 

werden, was auf dem Grundstück passiert. Er stellt dazu den nachfolgenden Antrag: 
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GR Wurzenrainer erklärt, dass die aktuelle Situierung des Neubaus des Rot Kreuz Gebäudes an 

dem nunmehr vorgesehenen Standort eine bestmögliche Einbettung in die Landschaft 

ermöglicht. Er spricht ich dagegen aus, rund € 300.000,00 für etwas zu vergeuden, das nicht 

notwendig ist und erklärt, dass dafür die ÖVP Kitzbühel nicht zu haben ist. GR Schlechter 

schließt sich den Ausführungen von GR Wurzenrainer an.  

 

GR Schwendter meint, dass das Rote Kreuz auch günstig bauen sollte und daher der Standort 

Pfarrau nochmals zu prüfen wäre, warum sollte dieser nicht passen.  

 

GRin Haidacher ist der Ansicht, dass zu dieser schwierigen Frage keine konstruktive 

Diskussion im Gemeinderat möglich scheint. Den Parkplatz Pfarrau sieht sie auch nicht als 

geeigneten Standort. Am Standort in der Kirchberger Straße gibt es ernsthafte Altlasten, dies 

zeigt der bei den Probeschürfen festgestellte Teergeruch.  

 

STRin Mag. Sieberer erklärt, dass fast alle für den Standort in der Kirchberger Straße sind. 

Unabhängig von der Frage der ganz genauen Situierung könnte für diesen Standort ein 

Grundsatzbeschluss gefasst werden. 
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GR Mag. Filzer ist der Meinung, dass überhaupt kein Grundsatzbeschluss gefasst werden soll. 

Bei der letzten Gemeinderatssitzung wurde den Mandataren das Thema Rot Kreuz-Neubau 

unter „Allfälliges“ geradezu untergejubelt. Im Gutachten von Mag. Pflügler vom 31.05.2018 

finden sich schon Hinweise auf das Rote Kreuz und den Maschinenring.  

 

Bürgermeister Dr. Winkler erklärt, dass es nicht Gegenstand der heutigen Sitzung ist, ob und 

allenfalls an wen ein weiteres Grundstück in diesem Bereich verkauft wird. Es ist bekannt, dass 

eine öffentliche Ausschreibung läuft, der Gemeinderat wird damit zu gegebener Zeit befasst. 

Jeder beteuert, wie wichtig das Rote Kreuz für Kitzbühel ist, aus welchen Gründen auch immer 

wird unverständlicherweise von vielen Mandataren nach einem „aber“ bzw. nach einem Haar 

in der Suppe gesucht. Die Fachleute haben heute ganz klar bestätigt, dass der jetzt gewählte 

Standort am besten ist. Es können noch zehn weitere Sitzungen im Gemeinderat dazu 

abgehalten werden, es wird immer andere Meinungen geben. 

 

GR Schlechter meint, dass die nunmehr gewählte Situierung die Richtige ist. Es soll sich jeder 

Mandatar klar und unmissverständlich bekennen, weshalb eine namentliche Abstimmung 

erfolgen sollte.  

 

GR Mag. Filzer spricht von einem Bekenntnis zum Roten Kreuz, aber nicht in der Konstellation 

mit einem weiteren Grundstück für eine gewerbliche Nutzung.  

 

Bürgermeister Dr. Winkler hält nochmals fest, dass es heute nur um den Standort für den 

Neubau des Rot Kreuz Gebäudes geht. 

 

Bürgermeister Dr. Winkler stellt den Antrag auf namentliche Abstimmung über den zuvor 

formulierten Grundsatzbeschluss. Der Gemeinderat stimmt einstimmig (19 Ja-Stimmen) einer 

namentlichen Abstimmung zu. 

 

Nach Aufruf durch den Schriftführer geben die Gemeinderäte/innen ihre Stimme wie folgt ab: 

 

Bürgermeister Dr. Klaus Winkler  Ja 

VB Ing. Gerhard Eilenberger   Ja 

STRin Mag. Ellen Sieberer    Ja 

GR Hermann Huber      Ja 

GRin Hedwig Haidegger    Ja  

GR Florian Huber      Ja 

GRin Mag. (FH) Andrea Watzl   Ja 

GR Georg Wurzenrainer     Ja 

GR Ludwig Schlechter     Ja 

GRin Anna Werlberger     Ja 

GR Bernhard Schwendter    Enthaltung 

EGR Michael Hacksteiner    Enthaltung 

EGRin Magdalena Groiss    Nein 

GR Mag. Manfred Filzer    Nein 

GRin Marielle Haidacher    Nein 

EGR Georg Hechl      Nein 

GR Jürgen Katzmayr     Enthaltung 

EGR Ing. Dominik Bertsch    Enthaltung 

VB Walter Zimmermann    Nein 

 

Der Bürgermeister hält das Abstimmungsergebnis mit 10 Ja-Stimmen, 5 Nein-Stimmen und 4 

Stimmenthaltungen (Enthaltungen gelten gemäß § 45 Abs. 2, 2. Satz TGO 2001 als Ab-
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lehnung) fest. Somit ist der Grundsatzbeschluss wie auf Seite 224 dieses Protokolls zu 1) bis 5) 

formuliert, mehrheitlich angenommen. 

 

VB Zimmermann zieht nunmehr seinen Antrag zurück. 

 

Die Vertreter des Roten Kreuz Kitzbühel und DI Bachlechner verlassen den Sitzungssaal, der 

Bürgermeister bedankt sich für deren Kommen und ihre Ausführungen. 

 

 

3.2. Vorlage des Prüfberichtes des Landesrechnungshofes 
 

Bürgermeister Dr. Winkler informiert darüber, dass der Landesrechnungshof von Oktober 2017 

bis Mai 2018 eine Prüfung in der Stadtgemeinde Kitzbühel durchgeführt und darüber seinen 

Bericht, Teil 1 betreffend die Gemeindeverwaltung und Teil 2 betreffend Betriebe und 

Beteiligungen, verfasst hat. Am 24.09.2018 ist der Landesrechnungshofbericht mit dem Er-

suchen um Vorlage an den Gemeinderat im Stadtamt eingegangen. Mit diesem Zeitpunkt wurde 

der Bericht auch im Internet auf der Homepage des Landesrechnungshofes veröffentlicht. Eine 

gebundene Ausfertigung des Landesrechnungshofberichtes wurde den Fraktionsführern der im 

Gemeinderat vertretenen Parteien vom Stadtamt übermittelt. 

 

Der Bürgermeister teilt weiters mit, dass die Prüfer des Landesrechnungshofes eingeladen 

wurden, den Bericht dem Gemeinderat zu präsentieren. Dies ist jedoch im Gesetz nicht vor-

gesehen und wird vom Landesrechnungshof auch nicht gemacht. Die Präsentation des Be-

richtes im Gemeinderat obliegt dem Bürgermeister. 

 

Der Bürgermeister erklärt, dass er sich bei der Vorlage des LRH-Berichtes der vom Landes-

rechnungshof verwendeten PowerPoint Präsentation anlässlich der Schlussbesprechung vom 

25.05.2018 bedient. Sodann erläutert der Bürgermeister in einem ca. 45 minütigen Vortrag 

ausführlich das Ergebnis der Überprüfung der Gemeindeverwaltung und der Betriebe und Be-

teiligungen durch den Landesrechnungshof anhand der nachfolgenden PowerPoint Präsen-

tation. 
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Bürgermeister Dr. Winkler ist in seinem Bericht auch kurz auf die bereits erfolgte mediale 

Berichterstattung eingegangen. Aus dem Vortrag des Bürgermeisters besonders hervorzu-

heben sind die Erläuterungen zu folgenden Kritikpunkten: 

 

Rechnungslegung, Rechnungswesen – Folie Seite 11; Bericht Teil 1, Seite 46: 

 Diese Kritik ist nicht nachvollziehbar, die Sparkasse Kitzbühel unterliegt zwar keinem Rating, 

jedoch unterliegt diese strengsten Prüfungskriterien und kann als absolut sicher bezeichnet 

werden. Diesbezüglich hat sich auch der Sparkassen-Prüfungsverband positiv geäußert. Eine 

Rechtslage, welche die Stellung der Sparkasse der Stadt Kitzbühel im Zusammenhang mit 

Veranlagungen kritisiert, ist wohl zu hinterfragen. 

 

Finanzkennzahlen - Folie Seite 16, Bericht Teil 1 Seite 58ff:  

Besonders hingewiesen wird auf die im Vergleich zu anderen Gemeinden, sowohl im 

Bundesland-Durchschnitt als auch zu Gemeinden vergleichbarer Größe die hervorragenden 

Werte bei den Parametern Eigenfinanzierungsquote und Finanzkraft pro Einwohner. Dies zeigt 

eindeutig, dass die Stadtgemeinde Kitzbühel gerade im Vergleich zu Referenzgemeinden eine 

sehr finanzkräftige Gemeinde ist. So hat sich in der Stadtgemeinde Kitzbühel die Finanzkraft 

pro Einwohner in den Jahren 2012 bis 2017 von € 2.046,00 auf € 2.277,00 erhöht, der 

Durchschnitt der Vergleichsgemeinden lag hier 2012 bei ca. € 1.350,00 und im Jahr 2016 bei 

ca. € 1.500,00.  
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Gemeindeabgaben – Folie 18, Bericht Seite 67f: 

Der Hinweis auf die kalkulatorische Abschreibung im Rechnungsabschluss 2014 bei den 

Kanalgebühren ist nicht nachvollziehbar. Vielmehr hat die Stadtgemeinde im Rahmen der 

Prüfung eine Gebührenkalkulation vorgelegt, aus der hervorgeht, dass unter Berücksichtigung 

eines Beobachtungszeitraumes von 10 Jahren das relativierte Äquivalenzprinzip auch 

eingehalten wird. 

 

Schuldenmanagement – Folie 19, Bericht Teil 1 Seite 75:  

Die geringe Verschuldung der Stadtgemeinde Kitzbühel zeigt sich besonders in der sehr 

geringen Pro-Kopf-Verschuldung, welche deutlich niedriger ist als im Bundesland-Durch-

schnitt und gegenüber den Vergleichsgemeinden. 

 

Beteiligungsmanagement – Folie Seite 36, Bericht Teil 2, Seite 72f:  

Der Landesrechnungshof sieht die Auslagerung von Gemeindeaufgaben auf private 

Rechtsträger in wirtschaftlicher Hinsicht durchaus vorteilhaft, bemängelt allerdings den Verlust 

von Aufsichts-, Kontroll- und Informationsrechten. Die Stadtgemeinde Kitzbühel geht daher 

mit der Gründung von ausgelagerten Kapitalgesellschaften auch sehr sorgsam um. Es gibt 

lediglich 3 GmbH`s an denen die Stadtgemeinde jeweils zu 100% beteiligt ist. Der Stadtrat 

fungiert als Generalversammlung dieser Gesellschaften und beschließt daher deren finanzielle 

Gebarung. Prüfungen der Gesellschaften durch den Überprüfungsausschuss haben zuletzt 2014 

stattgefunden. Der Überprüfungsausschuss kann jederzeit eine Prüfung der Gesellschaften 

durchführen. Die Liegenschaftsverwaltung ist aus der vormaligen Krankenhausgesellschaft 

hervorgegangen. Der Geschäftszweig des Energievertriebes wurde nicht in einer eigenen 

Gesellschaft ausgegliedert, sondern der Liegenschaftsverwaltung angegliedert. Mit Errichtung 

des Sportparks wurde im Jahr 2005 aus wirtschaftlichen und steuerlichen Überlegungen sowie 

aus Gründen der Flexibilität eine Gesellschaft gegründet. 

 

Der Bürgermeister hält abschließend fest, dass alles in allem der Landesrechnungshof der 

Stadtgemeinde Kitzbühel ein sehr gutes Prüfungsergebnis attestiert hat. 

 

GRin Haidegger zeigt sich erfreut, dass das von der Stadtgemeinde Kitzbühel verwendete 

Punktesystem zur Wohnungsvergabe im Landesrechnungshofbericht positiv erwähnt wird. 

 

EGR Ing. Bertsch zeigt sich ebenfalls über den insgesamt sehr positiven Bericht erfreut und 

wünscht sich aufgrund des guten Ergebnisses eine Investitionsoffensive im Bereich Straßen-

beleuchtung. Dies findet der Bürgermeister als guten Ansatz, jedenfalls ist in Anbetracht der 

Diskussion zum Neubau des Rot Kreuz Gebäudes das Geld sicherlich besser für die Sicherheit 

der Verkehrsteilnehmer und insbesondere der Fußgänger investiert, als dieses für eine nicht 

zwingende Entsorgung von Baumassenresten zu verschwenden.  

 

Die Vorlage des Landesrechnungshofberichtes durch den Bürgermeister wird vom Gemeinde-

rat zur Kenntnis genommen, weitere Fragen gibt es dazu nicht. 

 

 

3.3. Gasthaus Einsiedelei - Verlängerung des Pachtvertrages 
 

Der Bürgermeister informiert, dass Herr Winklmair um Verlängerung des Pachtvertrages 

angesucht hat. Der bestehende Pachtvertrag wird dargetan. Dieser wurde am 01.12.2008 auf 5 

Jahre abgeschlossen, mit einer Option auf weitere 5 Jahre. Das Optionsrecht wurde von Herrn 

Winklmair ausgeübt und endet somit der Vertrag am 30.11.2018. Der wertgesicherte Pachtzins 

wurde mit € 1.100,00 netto pro Monat vereinbart. 
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Der Stadtrat hat sich mit dem Ansuchen von Herrn Winklmair beschäftigt und festgestellt, dass 

die Gastwirtschaft Einsiedelei von ihm zufriedenstellend und ordentlich geführt wird, weshalb 

eine neuerliche Verpachtung an Herrn Winklmair zu nachfolgenden Bedingungen zweckmäßig 

und gerechtfertigt erscheint: 

 

 Verlängerung des Pachtvertrages ab 01.12.2018 um weitere 5 Jahre sowie Einräumung 

eines Optionsrechtes für weitere 5 Jahre. 

 Höhe des Pachtzinses € 1.350,00 netto, ergibt € 1.620,00 brutto pro Monat sowie 

Übernahme der Betriebskosten wie bisher. 

 Im Übrigen bleiben die Bestimmungen des bisherigen Pachtvertrages aufrecht. 

 

EGR Hechl bemängelt, dass die Preise sehr hoch wären. Es sollte bei der Preisgestaltung auf 

die Einheimischen Rücksicht genommen werden. 

 

GR Wurzenrainer ersucht, den Pächter darauf hinweisen, die Skidoos nicht direkt an bzw. im 

Bereich der Skipiste abzustellen.  

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (18 Ja-

Stimmen; GR Schlechter ist bei der Abstimmung nicht anwesend) den bestehenden 

Pachtvertrag zu den oben angeführten Bedingungen zu verlängern.  

 

 

3.4. Lawinenkommission - Übertragung von Aufgaben der Gemeinde Aurach 
 

Der Bürgermeister von Aurach, Andreas Koidl, hat angefragt, ob die Lawinenkommission der 

Stadtgemeinde Kitzbühel die Beurteilung im Kelchalmgraben mitübernehmen kann. Dabei geht 

es um einen Bereich zwischen der Kelchalm und den Ruinen, in dem im Winter die Rodelbahn 

verläuft und wo es hin und wieder zu Lawinengefährdungen kommen kann.  

 

Die Vereinbarung und der Plan werden auf der digitalen Präsentationstafel gezeigt. 

 

Eine Beschlussempfehlung des Stadtrates liegt vor. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (18-Ja 

Stimmen; GR Schlechter ist bei der Abstimmung nicht anwesend) folgende Vereinbarung mit 

der Gemeinde Aurach b. Kitzbühel: 

 

VEREINBARUNG 

 

abgeschlossen zwischen den politischen Gemeinden Kitzbühel und Aurach bei Kitzbühel 

gemäß § 3 Abs. 3 des Gesetzes vom 10. Oktober 1991 über die Lawinenkommissionen in 

den Gemeinden, LGBl. 104/1991 i.d.g.F., wie folgt: 

 

1.) 

Die zum gesetzlichen Aufgabenbereich der Gemeinde Aurach bei Kitzbühel gehörigen 

Aufgaben, inhaltlich beschränkt auf die des § 3 Abs. 2 LGBl. 104/1991 und örtlich 

beschränkt auf die in dem dieser Vereinbarung beigehefteten Landkartenausschnitt, mit 

einem blauen Kreis dargestellten Bereich des Kelchalmgrabens, das Gemeindegebiet 

Aurach bei Kitzbühel betreffend, werden der Gemeinde Kitzbühel übertragen. Der 

Landkartenausschnitt ist ein Bestandteil der Vereinbarung (Beilage A).  
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2.) 

Diese Vereinbarung wird vorbehaltlich der Genehmigung der Tiroler Landesregierung 

gem. § 3 Abs. 3 LGBl. 104/1991 abgeschlossen. 

 

3.) 

Diese Urkunde wird in zwei Ausfertigungen erstellt, wovon je eine den 

vertragsschließenden Gemeinden Kitzbühel und Aurach bei Kitzbühel zukommt.  
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3.5. Bergbahn AG Kitzbühel - Dienstbarkeitsvertrag Bereich Melkalm 
 

Bürgermeister Dr. Winkler informiert, dass von der Bergbahn AG Kitzbühel Verbesserungen 

im Bereich der Kapellenabfahrt unterhalb der Melkalm durchzuführen sind. Dazu werden ein 

Lageplan und der Dienstbarkeitsvertrag Kapellen / Melkalm sowie der Zusatz zum 

Dienstbarkeitsvertrag Hahnenkammgebiet betreffend Entschädigungsleistungen auf der 

digitalen Präsentationstafel gezeigt und vom Bürgermeister erörtert. Im Wesentlichen geht es 

dabei um Anschüttungen im Bereich einer Mulde und Abtrag einer Kuppe, Vergrößerung des 

Kurvenradius und Verbreiterung der Querfahrt nach einer Kurve durch Herstellung einer 

Holzkrainerwand. Diese Maßnahmen erhöhen die Sicherheit für die Schifahrer in diesem 

Bereich wesentlich. Zusätzlich wird eine Umkehrmöglichkeit für PKW auf dem Fahrweg 

Hahnenkamm geschaffen. Gemäß der üblichen Entschädigungssätze für Geländeverwundung, 

Grundinanspruchnahme für die Holzkrainerwand etc. beläuft ich die einmalige Entschädigung 

auf ca. € 16.800,00 und die jährliche Entschädigung für 330 m² Rodungsfläche und 695 m² 

Pistenfläche auf ca. € 165,00 

 

Eine Beschlussempfehlung des Stadtrates liegt vor.  

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-

Stimmen) den vorliegenden Dienstbarkeitsvertrag Kapellen / Melkalm sowie den vorliegenden 

Zusatz zum Dienstbarkeitsvertrag Hahnenkammgebiet.   

 

 

3.6. Mietzins- und Annuitätenbeihilfe - Richtlinie Land Tirol ab 01.01.2019 
 

Der Bürgermeister berichtet, dass die Landesregierung im September die Änderung der 

Richtlinie über die Gewährung der Mietzins- und Annuitätenbeihilfe ab 01.01.2019 

beschlossen hat. Dabei handelt es sich um eine freiwillige Sozialleistung vom Land Tirol und 

den Gemeinden. Mietzins-Beihilfen sind monatliche Zuschüsse zum Wohnungsaufwand für 

Mietwohnungen, Annuitäten-Beihilfen sind monatliche Zuschüsse zum Wohnungsaufwand für 

Eigentumswohnungen. Die Richtlinie des Landes Tirol über die ab 01.01.2019 geltende 

Mietzins- und Annuitätenbeihilfe wird dargetan und die wesentlichen Änderungen wie folgt 

hervorgehoben: 

 

 Änderung der Kostenverteilung: der derzeitige Schlüssel von 70% Land und 30% 

Gemeinden wird auf 80/20 abgeändert. 

 Verbesserung der Zumutbarkeitstabelle: der Freibetrag, bis zu dem kein Wohnungs-

aufwand zumutbar ist, wird von € 960,00 auf € 1.040,00 erhöht. 

 Erhöhung der sozialen Treffsicherheit bei Studierenden: künftig wird auch das Einkommen 

der Eltern/Unterhaltspflichtigen bei der Berechnung berücksichtigt.  

 Einheitliche Anwartschaftszeit: die Beihilfe wird österreichischen Staatsbürgern und ihnen 

im Sinne der Bestimmungen des Tiroler Wohnbauförderungsgesetzes 1991 gleich-

gestellten Personen (z.B. Unionsbürger) gewährt, wenn sie seit mindestens 2 Jahren in der 

Gemeinde den Hauptwohnsitz haben. Die Beihilfe wird weiters Personen gewährt, die 

insgesamt 15 Jahre mit Hauptwohnsitz in der jeweiligen Gemeinde wohnhaft sind bzw. 

waren. 

 

Eine Beschlussempfehlung des Stadtrates liegt vor. 
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Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-

Stimmen) die Anwendung der Landesrichtlinie Mietzins- und Annuitätenbeihilfe (Anlage zur 

Regierungsvorlage vom 5.9.2018) ab 01.01.2019. 

 

 

3.7. Nachbesetzung von Ausschüssen infolge Mandatsverzicht durch EGRin Carmen 

Feyrsinger - Liste Wir für Kitzbühel, Parteifreie und Kitzbüheler Sozial-

demokraten 
 

Bürgermeister Dr. Winkler informiert, dass EGRin Camen Feyrsinger mit schriftlicher 

Erklärung an den Bürgermeister auf ihr Mandat aufgrund ihres Wohnsitzwechsels nach Kirch-

berg verzichtet hat. Das Schreiben ist am 26.09.2018 im Gemeindeamt eingelangt. Der Verzicht 

ist somit am 04.10.2018 rechtswirksam geworden. 

 

Der Mandatsverzicht von Carmen Feyrsinger bedingt auch eine Nachbesetzung der Aus-

schüsse, in denen sie vertreten war. Das Recht zur Namhaftmachung liegt gemäß §§ 79, 83 

Tiroler Gemeindewahlordnung 1994 bei der Wählergruppe Wir für Kitzbühel, Parteifreie und 

Kitzbüheler Sozialdemokraten (SPÖ). VB Zimmermann legt die von den Gemeinderatsmit-

gliedern der SPÖ unterfertigte Liste über die Nachbesetzung in den Ausschüssen vor. Diese 

lautet wie folgt: 
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Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-

Stimmen) die Nachbesetzung der Ausschüsse gemäß der von der Gemeinderatspartei Wir für 

Kitzbühel, Parteifreie und Kitzbüheler Sozialdemokraten (SPÖ) vorgelegten Namhaft-

machung. Die Zusammensetzung der nunmehr mit 22.10.2018 geänderten Ausschüsse wird der 

Übersichtlichkeit halber zusammengefasst wie folgt: 

 

Ausschuss für Umwelt und Schwarzsee  

EGR Georg Hechl Obmann  GRÜN GR Rudolf Widmoser 

StR Mag. Ellen Sieberer Obm-Stv.  VP GR Hedwig Haidegger 

GR Hermann Huber  VP EGR DI Andreas Gröbner 

GR Anna Werlberger  VP EGR Christina Obermoser 

EGR Tamara Auer  SPÖ EGR Franz Pock 

GR Marielle Haidacher  UK EGR  Magdalena Groiss 

 

 

Ausschuss für Tourismus und Stadtmarketing  

GR MSc. Florian Huber Obmann  VP GR Hermann Huber 

EGR Christina Obermoser Obm-Stv.  VP GR Ludwig Schlechter 

StR Mag. Ellen Sieberer  VP VB Ing. Gerhard Eilenberger 

EGR Manfred Hofer  VP GR Mag. (FH) Andrea Watzl 

EGR Tamara Auer  SPÖ EGR Franz Pock 

EGR Magdalena Groiss  UK GR Mag. Manfred Filzer 

 

 

Ausschuss für Wirtschaft und Stadtentwicklung  

GR Ludwig Schlechter Obmann  VP GR Georg Wurzenrainer 

EGR DI Andreas Gröbner Obm-Stv. VP EGR Ing. Andreas Kronberger 

GR MSc. Florian Huber   VP VB Ing. Gerhard Eilenberger 

EGR Hermann Lechner  VP GR Mag. (FH) Andrea Watzl 

EGR Franz Pock  SPÖ EGR Tamara Auer 

EGR Ferdinand Hagsteiner  UK GR Mag. Manfred Filzer 

 

 

4. Referate 
 

4.1. Finanzen 
 

4.1.1. Verordnung über die Ausschreibung von Gemeindeabgaben 
 

Der Bürgermeister erläutert zunächst, dass auf Anregung des Landesrechnungshofes vom 

Stadtamtsdirektor eine den Vorgaben der Gemeindeabteilung entsprechende Verordnung über 

die Ausschreibung von Gemeindeabgaben ausgearbeitet wurde. Dabei geht es um die Än-

derung der Kanalgebührenordnung, Änderung der Wasserleitungsgebührenordnung, Än-

derung der Abfallgebührenordnung und Änderung der Hundesteuerordnung. Die Friedhofs-

gebührenordnung ist neu zu erlassen und wird diese noch zeitgerecht im heurigen Jahr dem 

Gemeinderat zur Beschlussfassung vorgelegt. Die Verordnung wird auf der digitalen 

Präsentationstafel gezeigt und vom Bürgermeister erörtert. Dazu wird auch noch eine Tabelle 

über die Entwicklung dieser Gebühren von 2017 bis 2019 gezeigt und insbesondere die 

Erhöhungen bzw. Indexanpassungen erläutert. Die Erhöhungen wurden sehr moderat gehalten 

bzw. wurden im Wesentlichen Indexanpassungen vorgenommen, dies unter Berücksichtigung  
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von Rundungen nach oben und unten, um einen sinnhaften Ansatz zu erzielen. Auch im Jahr 

2019 kommt es zu keinen Erhöhungen bei den laufenden Wasser- und Kanalgebühren. 

 

EGR Ing. Bertsch wünscht sich für 2020 ein klares Bekenntnis zur Mülltrennung bzw. Müll-

vermeidung, was seiner Meinung nach durch Umstellung auf ein Verwiegesystem (Abrech-

nung der Restmüllkosten nach Kilogramm) erfolgen kann. Über Nachfrage von GR Mag. Filzer 

und GRin Haidacher wird vom Stadtamtsdirektor klargestellt, dass geprüfte Lawinenhunde laut 

Hundesteuerordnung gebührenbefreit sind. 

 

Über Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat mit 16 Ja-Stimmen 

bei einer Nein-Stimme und 2 Stimmenthaltungen (Enthaltungen gelten gemäß § 45 Abs. 2, 2. 

Satz TGO 2001 als Ablehnung) nachstehende Verordnung: 

 

Aufgrund des § 17 Abs. 1 und Abs. 3 Z 2 und 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2017, BGBl. I 

Nr. 116/2016, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 30/2018, des § 1 des Tiroler 

Abfallgebührengesetzes, LGBl. Nr. 36/1991, des § 1 des Tiroler Hundesteuergesetzes, LGBl. 

Nr. 3/1980, zuletzt geändert durch LGBl. Nr. 26/2017, wird durch den Gemeinderat der 

Stadtgemeinde Kitzbühel verordnet: 

 

Artikel I 

Änderung der Kanalgebührenordnung 

 

Die Kanalgebührenordnung der Stadtgemeinde Kitzbühel, kundgemacht am 14.12.2009, 

zuletzt geändert durch den Gemeinderatsbeschluss vom 18.09.2017, wird aufgrund des 

Gemeinderatsbeschlusses vom 22.10.2018 geändert wie folgt: 

§ 6 Ziff. 1 hat wie folgt zu lauten: 

Die Anschlussgebühr beträgt EUR 50,00 je m² verbaute Grundfläche pro Geschoß. Für 

Schwimmbecken ist zusätzlich eine Anschlussgebühr von EUR 115,00 je m³ Rauminhalt des 

Schwimmbeckens zu bezahlen.  

Die Benützungsgebühr beträgt EUR 1,85 je m³ Wasserverbrauch. 

In diesen Beträgen ist die Umsatzsteuer von 10 % enthalten.  

 

Artikel II 

Änderung der Wasserleitungsgebührenordnung 

 

Die Wasserleitungsgebührenordnung der Stadtgemeinde Kitzbühel, kundgemacht am 

14.12.2009, zuletzt geändert durch den Gemeinderatsbeschluss vom 18.09.2017, wird aufgrund 

des Gemeinderatsbeschlusses vom 22.10.2018 geändert wie folgt: 

§ 4 Ziff. 6 hat wie folgt zu lauten: 

Die Anschlussgebühr beträgt EUR 50,00 je m² verbaute Grundfläche pro Geschoß. Für 

Schwimmbecken ist zusätzlich eine Anschlussgebühr von EUR 115,00 je m³ Rauminhalt des 

Schwimmbeckens zu bezahlen.  

Die Benützungsgebühr beträgt EUR 0,98 je m³ Wasserverbrauch. 

In diesen Beträgen ist die Umsatzsteuer von 10 % enthalten. 
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§ 5 hat wie folgt zu lauten: 

Die Zählergebühr ist von der Wasserzählerkapazität abhängig und hat nachstehende Höhe:  

Wasserzählerkapazität Höhe der monatlichen Gebühr in EUR 

3 -   5 m³          1,65        

7 - 10 m³          1,80 

 20 m³         4,80 

50 - 80 mm      14,00 

      100 mm      16,00 

Verbundzähler     47,00 

Bauwasserzähler 3 - 10 m³    2,75 

Bauwasserzähler 20 m³       7,10 

In diesen Beträgen ist die Umsatzsteuer von 10 % enthalten. 

 

Die Zählergebühr bei Wasserabgabe für vorübergehende Zwecke beträgt 200 % der jeweils 

gültigen Gebühr. 

 

Artikel III 

Änderung der Abfallgebührenordnung 

 

Die Abfallgebührenordnung der Stadtgemeinde Kitzbühel, kundgemacht am 15.12.2016, 

zuletzt geändert durch den Gemeinderatsbeschluss vom 18.09.2017, wird aufgrund des 

Gemeinderatsbeschlusses vom 22.10.2018 geändert wie folgt: 

§ 3 Abs. 1, dritter Satz hat wie folgt zu lauten: 

Der Gebührensatz je Berechnungseinheit beträgt       €  12,20  

§ 3 Abs. 2 hat wie folgt zu lauten: 

Für die weitere Gebühr für Haushaltsmüll gelten folgende Bemessungsgrundlagen und Ge- 
bührensätze: 
 
a) Müllabfuhrgebühren: 

Je Eimer (90 Lt.) jährlich 
bei 14-tägiger Abfuhr € 126,00  
aliquote Berechnung bei anderen Abfuhrintervallen 
 
Bei anderen Eimergrößen 
je 10 Lt. Zu-/Abschlag €   14,00  
 
Großraumbehälter (einmalige Abfuhr) 
  770 Lt. Inhalt     €   40,80  
1100 Lt. Inhalt €   54,40  
Müllsack 60 Lt. (incl. Abfuhr) €     5,60  
  
Abholung von Sperrmüll 
Je Kubikmeter €   38,00  
Bis 0,5 m³ - Mindestgebühr €   20,00  
Ab 0,5 m³ - aliquote Berechnung 
 
Deponie- bzw. Entsorgungsgebühren für Sperrmüll 
Je Kubikmeter €   60,00 
Bis 0,5 m³ - Mindestgebühr €   11,00  
Ab 0,5 m³ - aliquote Berechnung 
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Deponiegebühr für Gartenabfälle, Baumschnittgut 
Je angefangenem ½ Kubikmeter (ungehäckselt) €     4,60  
 
Müllgefäße-Transportgebühr: 
Für den Transport von Abfallbehältnissen von deren Standplatz zur Abfuhrstraße und zurück. 
 
Jahresgebühr bei 14-tägiger Entleerung- aliquote Berechnung bei anderen Abfuhrintervallen. 
Ebenerdiger Transport bis maximal 40 Meter Abstand zur Abfuhrstraße (ausgenommen Müll-
boxen an der Abfuhrstraße, deren Türen zur Straße hin öffnen). 
 
Je Mülleimer (40-240 Lt.) €   49,00 
Je Großraumbehälter (770-1100 Lt.) € 124,00   
Erschwerter Transport (z.B. über Stufen, Treppen, starkes Gefälle, etc.) 
Je Mülleimer (40-240 Lt.) € 124,00  

Je Großraumbehälter (770 od.1100 Lt.) € 300,00 

In diesen Beträgen ist die Umsatzsteuer von 10 % enthalten. 

§ 3 Abs. 3 hat wie folgt zu lauten: 

Für die weitere Gebühr für kompostierbare Abfälle aus dem Haus- und Gartenbereich gelten 
folgende Bemessungsgrundlagen und Gebührensätze: 
 
I)   Je Eimer (10 Lt.) jährlich bei wöchentlicher Abfuhr (520 lt.)      € 46,00 

      Bei Verwendung von größeren Eimern je 5 lt. ein Zuschlag von     € 23,00 

In diesen Beträgen ist die Umsatzsteuer von 10 % enthalten. 

§ 3 Abs. 3a hat wie folgt zu lauten: 

Für die weitere Gebühr für kompostierbare Abfälle aus dem betrieblichen Bereich (Küchen- 
und Speiserestesammlung) bei regelmäßiger Behälterreinigung gelten folgende 
Bemessungsgrundlagen und Gebührensätze: 
 
I)  Je Eimer (10 Lt.) jährlich bei wöchentlicher Abfuhr (520 lt.)           € 50,00 

     Bei Verwendung von größeren Eimern je 5 lt. ein Zuschlag von     € 25,00 

In diesen Beträgen ist die Umsatzsteuer von 10 % enthalten. 

 

Artikel IV 

Änderung der Hundesteuerordnung 

 

Die Hundesteuerordnung der Stadtgemeinde Kitzbühel, kundgemacht am 01.07.2003, zuletzt 

geändert durch den Gemeinderatsbeschluss vom 18.09.2017, wird aufgrund des Gemeinderats-

beschlusses vom 22.10.2018 geändert wie folgt: 

§ 2 hat wie folgt zu lauten: 

(1) Die Hundesteuer beträgt für den ersten im Gemeindegebiet gehaltenen Hund EUR  98,00 

pro Jahr. 

(2) Hält ein Hundebesitzer im Gebiet der Gemeinde mehrere Hunde, so erhöht sich die 

Steuer für den zweiten Hund auf EUR 172,00 pro Jahr und für jeden weiteren Hund auf 

EUR 300,00 pro Jahr. 

§ 4 hat wie folgt zu lauten: 

Für Wachhunde und Hunde die in Ausübung eines Berufes oder Erwerbes gehalten werden 

beträgt die Hundesteuer EUR 20,00 pro Jahr. 
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Artikel V 

Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2019 in Kraft. 

 

 

4.1.2. Neufestsetzung von privatrechtlichen Entgelten und Tarifen 
 

Die Neufestsetzung der privatrechtlichen Entgelte und Tarife wird auf der digitalen Präsen-

tationstafel gezeigt und vom Bürgermeister erörtert. Auch zu diesen Entgelten und Tarifen wird 

eine Übersicht der Jahre 2017 bis 2019 gezeigt und darauf hingewiesen, dass es lediglich bei 

den Eintrittspreisen im Museum zu geringfügigen Erhöhungen kommt. Der Eintrittspreis für 

Erwachsene wird von € 6,50 auf € 7,00 angehoben, für Gruppen ab 10 Personen von         € 

4,50 auf € 5,00 und für Gruppenführungen von € 60,00 auf € 70,00. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat mit 16 Ja-Stimmen bei 

einer Nein-Stimme und zwei Stimmenthaltungen (Enthaltungen gelten gemäß § 45 Abs. 2. 2. 

Satz TGO 2001 als Ablehnung) die Festsetzung der privatrechtlichen Entgelte und Tarife wie 

folgt: 

 

B 1 Städtischer Schwarzseebetrieb

Badegebühren: incl. 13% USt.:

Einzelkarten Kinder (bis einschließl. 15. Lebensjahr) 2,70

25 % Erm.,  -"- siehe unten * 2,00

 -"- Abendkarte ab 17´00 Uhr bis 19 Uhr 2,00

Jugendliche u. Erwachsene Gäste 5,00

25 % Erm.,  -"- siehe unten * 3,80

 -"- Halbtageskarte ab 12´00 Uhr 3,80

25 % Erm.,  -"- siehe unten * 2,90

 -"- Abendkarte ab 17´00 Uhr bis 19 Uhr 2,70

Senioren Berechtigte 2,70

* Erm.für Berechtigte, Kitzb. Alpen Sommercard, BAG Flex Karte, Tir.Fam.Karte, Hike & Bike

Kabine 5,00

Zehnerblock Kinder (bis einschließl. 15. Lebensjahr) 18,50

Jugendliche u. Erwachsene Berechtigte. 27,00

Jugendliche u. Erwachsene Gäste 35,00

Saisonkarte Kinder (bis einschließl. 15. Lebensjahr) 42,00

Jugendliche u. Erwachsene 80,00

Kabine 80,00

Combi:Saisonkarte + Kabine 140,00

incl. 20% USt.:

1 Liegestuhl / 1 Tag 4,00

1 Liege / 1 Tag 4,00

1 Sonnenschirm / 1 Tag 4,00

Tischtennis 1/2 Stunde (pro Tisch) 2,50

Fischereikarten: Tageskarte 29,00

Jahreskarte 334,00

Jahreskarte (mit Bootsliegeplatz) 395,00

Bootsliegeplatz Jahresentgelt 115,00

(2019 bereits durch Fischer ausgebucht!)

 F e s t s e t z u n g

der privatrechtlichen Entgelte und Tarife

mit Wirkung ab 1. Jänner 2019 bzw. ab dem jeweils angeführten Datum
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B 2 Kindergarten Voglfeld ab Schuljahr 2018/2019

Elternbeiträge monatlich:  Netto 13% USt.  Brutto 

Kind mit Stichtag 1.9. unter 4 Jahre/halbtags 40,91 4,09 45,00

 - " - /bis 14 Uhr 30 61,82 6,18 68,00

 - " - /ganztags 7:00 - 17:30 Uhr 84,55 8,45 93,00

 - " - /ganztags (nur 1-2 Tage pro Woche) 67,27 6,73 74,00

Kind mit Stichtag 1.9. über 4 Jahre /nachmittags 40,91 4,09 45,00

 - " - / 12 Uhr 30 bis 14 Uhr 30 20,45 2,05 22,50

 - " - /nachmmittags (1-2 Tage pro Wo) 25,45 2,55 28,00

in Ferienzeit pro Woche / ganztags 23,18 2,32 25,50

in Ferienzeit pro Woche / halbtags 32,73 3,27 36,00

Fallweiser Nachmittagsbes.-je Nachm 7,45 0,75 8,20

(für max 3 Besuche)

Investitionsbeitrag für Kinder ohne Hauptwohnsitz in Kitzbühel/Zuschlag 100 %

Gebührenermäßigungen od. -befreiungen auf Antrag durch Stadtratsbeschluss.

Mittagessen für Kinder - pro Essen 4,27 0,43 4,70

für Personal - pro Essen 4,80

Transportkostenbeitrag monatlich je Kind 16,36 1,64 18,00

Volksschule

Vormittagsbetreuung je Semester u. Wochentag 28,00

B 3 Städtische Sicherheitswache 5,00

Depotgebühren für Fundgegenstände je nach Wert und Um- 10,00

fang des Gegenstandes bzw. des Manipulationsaufwandes 15,00

B 4 Benützung öffentlichen Gutes für Gastgärten

Benützungsentgelt je m² und Monat (Basis VPI 2000 Monat Aug. 2010) 6,00

Jährliche Wertanpassung nach VPI 2000 Monat August

B 5 Städtisches Museum

Erwachsene 7,00

  -"- Gruppen ab 10 Personen 5,00

Kinder und Jugendliche bis 18 Jahre frei

Zusätzliches Entgelt für Führungen - pro Gruppe 70,00

Zusätzliches Entgelt für Führungen von Schülergruppen - pro Schüler 3,10

max. 2 Begleitpersonen bei Gruppen (z. B. Reiseleiter, Lehrpersonen) frei

B 6 Pachte und Anerkennungszinse

Laut Hebeliste; Festsetzung jeweils durch den Stadtrat.

B 7 Landesmusikschule Kitzbühel

Gemäß Verordnung der Landesregierung.

B 8

Städtisches Elektrizitätswerk

Eigene Tarifordnung.

B 9

Stadtbusverkehr

Eigene Tarifordnung lt. Verkehrsverbund Tirol.

B 10

Städtischer Kabelfernsehbetrieb

Eigene Tarifordnung - Festsetzung durch den Ausschuß für Elektrizitäts- u. Wasserwerk.
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4.2. Überprüfungsausschuss 
 

4.2.1. Vorlage der Kassaprüfungsniederschrift gemäß § 112 TGO 2001 
 

Der Obmann des Überprüfungsausschusses GR Katzmayr berichtet über die am 24.09.2018 

gemäß § 110 Tiroler Gemeindeordnung durchgeführte Kassaprüfung durch den Über-

prüfungsausschuss. Er trägt das Ergebnis der Kassabestandsaufnahme vor und weist darauf hin, 

dass die Überprüfung keinerlei Anlass für Beanstandungen ergeben hat. 

 

Der Bericht des Obmannes des Überprüfungsausschusses wird vom Gemeinderat zustimmend 

zur Kenntnis genommen. 

 

 

4.2.2. Vorlage des Prüfberichtes Errichtung Pletzerweg 
 

Eingangs dieses Tagesordnungspunktes lässt der Bürgermeister einen Ausschnitt aus einem 

Bericht von Kitz-TV über die Errichtung des Pletzerweges abspielen, damit allen Gemeinde-

räten/innen auch optisch nochmals bewusst wird, worum es hier geht. 

 

Anschließend erstattet der Obmann des Überprüfungsausschusses GR Katzmayr seinen Be-

richt über die Gebarungsprüfung zum Pletzerweg, welche durch den Überprüfungsausschuss 

am 24.09.2018 stattgefunden hat. Die PowerPoint Präsentation lautet wie folgt: 
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Der Bürgermeister präsentiert zu den Baukosten und hier insbesondere zu den für die Stadt-

gemeinde Kitzbühel aufgelaufenen Kosten die nachfolgende Berechnung und erläutert dazu 

wie folgt: 

 

 

 

Kosten Pletzerweg

Zahlungen der 

Stadt Budget

Bedeckung aus 

Jahresüberschuss

2004 54,40 € 54,40 €

2005 0 0,00 €

2006 510,00 € 510,00 €

2007 0 0,00 €

2008 0 0,00 €

2009 1 224,00 € 1 224,00 €

2010 14 172,00 € 14 172,00 €

2011 6 037,20 € 6 037,20 €

2012 174 651,39 € 97 000,00 € 77 651,39 €

2013 160 046,20 € 150 000,00 € 10 046,20 €

2014 129 788,63 € 100 000,00 € 29 788,63 €

2015 59 829,64 € 50 000,00 € 9 829,64 €

2016 74 600,00 € 50 000,00 € 24 600,00 €

620 913,46 € 447 000,00 € 173 913,46 €

davon

Interessentschaft 534 000,00 €

Küchl/Oberhauser 57 000,00 € Vereinbarung vom 12.12.2012

Vorlauf 21 997,60 € 2004 bis 2011

Schranken (direkt) 8 000,00 €

Gesamtprojekt 1 125 000,00 €

Land 60% 675 000,00 €

Stadt 20% 225 000,00 € 534 000,00 € 309 000,00 €

Interessent 20% 225 000,00 €
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Bürgermeister Dr. Winkler stellt zunächst einmal klar, dass der Bauauftrag von der Straßen-

interessentschaft erfolgt ist. Die Straßeninteressentschaft hat sich bei der Güterwegeabteilung 

des Landes und bei der Tiefbauabteilung der Stadt Informationen eingeholt. Für den Bürger-

meister ergibt sich durch die eingeholten Preisauskünfte und die von GR Katzmayr ange-

sprochenen zusätzlichen Kosten für Holzschlägerungen, Hangsicherung, Vermessung, 

Bauleitung etc. sowie die Kostenübernahme der Weganteile Küchl und Oberhauser für die 

Zurverfügungstellung ihres Grundes, dass bereits im Vorhinein mit Gesamtkosten von rund   € 

1,1 Millionen zu rechnen war. Von Kosten in Höhe von ca. € 600.000,00 auszugehen wäre 

vollkommen unrealistisch. Dass vielmehr ein Betrag von ca. € 1,1 Millionen ein realistischer 

Wert ist bestätigt auch die Kostenbeteiligung durch das Land Tirol. Deren Anteil von             

 € 675.000,00 entspricht den vom Land zugesagten 60%-igen Kostenanteil bei einer 

Gesamtsumme von € 1,125.000,00. Dass der Wegbau letztlich mit € 1,6 Millionen zu Buche 

geschlagen hat, ist sicherlich unerfreulich, aber dabei ist auch zu berücksichtigen, dass der Weg 

letztlich um ca. 500 m länger geworden ist und die schwierigen geologischen Verhältnisse 

zusätzlich einen nicht unbeträchtlichen Kostenaufwand verursacht haben. Geht man von € 

1,125 Millionen aus, so hätte der Anteil der Stadtgemeinde Kitzbühel bei Übernahme der 

üblichen 20% € 225.000,00 betragen. Rechnet man hier die Anteile für Küchl und Oberhauser 

sowie Vorlaufkosten aus den Jahren 2004-2011 und die Kosten für eine Schrankenanlage hinzu, 

errechnet sich ein Betrag von € 311.997,60. Letztlich haben die Kosten für die Stadtgemeinde 

somit € 620.913,46 betragen. Dies entspricht einer Überschreitung für die Stadt von € 

308.915,86. Die dargelegte Aufstellung belegt auch, dass für sämtliche Ausgaben Beschlüsse 

des Gemeinderates, entweder im Rahmen des Voranschlages oder im Rahmen des 

Rechnungsabschlusses vorliegen.  

 

GR Mag. Filzer zieht ironisch aus der Präsentation des Obmannes des Über-

prüfungsausschusses und den Erläuterungen von Bürgermeister Dr. Winkler den Schluss, dass 

alles „planmäßig und super abgelaufen sei“.  

 

Der Bürgermeister erklärt dazu, dass er nur nüchtern aufgezeigt habe, was passiert ist. Es 

handelt sich sicherlich um eine bedeutende Kostenüberschreitung, jedoch nicht um 1 Million 

Euro, wie es von der Opposition versucht wird darzustellen, sondern um insgesamt ca.  

€ 500.000,00, wovon auf die Stadtgemeinde ca. € 300.000,00 entfielen.  Für die Stadtgemeinde 

hat der Weg somit ca. € 620.000,00 gekostet, wobei die Weginteressentschaft hier eben 

zusätzlich unterstützt und nicht hängen gelassen wurde. 

 

EGR Ing. Bertsch spricht die nach wie vor sichtbaren Einschnitte in den Berg an und hätte sich 

auch für dieses Projekt eine ökologische  Bauaufsicht  gewünscht. GR Schwendter erklärt  

Kosten Stadt Gesamt 620 913,46 €

Kosten planmäßig

Plananteil 225 000,00 €

Kü/Oberh. 57 000,00 €

Vorlauf 21 997,60 €

Schranken 8 000,00 € 311 997,60 €

Überschreitung 308 915,86 €



 

- 257 -  

 

 

dazu, dass der Weg unbestritten notwendig ist, was allerdings dem Berg angetan wurde sei zum 

Schämen. GR H. Huber erklärt dazu, dass Felswände im Wald eben nicht begrünt werden 

können. 

 

GRin Haidacher spricht von einem unseriösen Angebot und massiven Kostenüber-

schreitungen. Sie ist der Meinung, dass der Weg gar nicht gebaut worden wäre, wären diese 

Kosten vorher bekannt gewesen. Diese Ausgaben nur über den Voranschlag und Rechnungs-

abschluss zu beschließen, sei zu wenig. 

 

Bürgermeister Dr. Winkler bemerkt dazu, dass die Beschlusslage über die Wegerrichtungs-

kosten den Mandataren bekannt war. Die Überschreitungen werden auch nicht schöngeredet, 

Fakt ist aber auch, dass die Errichtung des Pletzerweges längst fällig und notwendig war. 

 

Der Prüfbericht und die Erläuterungen des Bürgermeisters werden in der vorliegenden Form 

vom Gemeinderat zur Kenntnis genommen. 

 

 

4.3. Soziales und Wohnungswesen 
 

4.3.1. Wohnungsvergaben 
 

Über Antrag der Referentin GRin Hedwig Haidegger und auf Empfehlung des Wohnungs-

ausschusses beschließt der Gemeinderat jeweils einstimmig (19 Ja-Stimmen) folgende 

Wohnungsvergaben: 

 

Die Wohnung in der Pfarrau 20, Top 15 (ehemals Angelika Gründler - 87,96 m², 32 P.) an Frau 

Nadine Wartscher (Paar), Jochbergerstraße 9/2, Kitzbühel. 

 

 

Die Wohnung in Sinwell 32, Top 19 (ehemals Andreas Bacher – 59,94 m², 32 P.) an Herrn 

Peter Bacher, Siedlung Frieden 16, Kitzbühel.  

 

Die Wohnung in Siedlung Frieden 11, Top 18 (ehemals Stefan Wenzel – 52,83 m², 32 P.) an 

Frau Berit Wallner, Jodlfeld 4/1, Kitzbühel. 

 

Weiters berichtet die Referentin GRin Hedwig Haidegger über weitere Wohnungsvergaben im 

Einfang im sogenannten „5 Euro-Wohnprojekt“. Die Vergabe erfolgt jeweils befristet auf 5 

Jahre.  

 

Aufzuheben sind die Vergabebeschlüsse vom 10.09.2018 betreffend die Wohnung Top 17 

(Obermoser Anna-Lena) und Top 24 (Gandler Alexander), da diese die Wohnbauförderungs-

richtlinien in Bezug auf die maximale Einkommenshöhe nicht erfüllen. 

 

Folgende Wohnungsvergaben stehen zur Beschlussfassung an: 

 

Wohnpark Einfang – „5 Euro Wohnungen“ (Befristung auf 5 Jahre) 

 

Top 03 (78,35 m²): Steinbach Chinnarat, Mutter + Sohn (35 P.),Siedlg.Frieden17,Kitzb.  

Top 15 (64,86 m²): Short Jane (36 P.), Wehrgasse 7/1, Kitzbühel 

Top 17 (65,04 m²): Abboub Maria (30 P.), Jochbergerstraße 93/4, Kitzbühel 

Top 19 (85,61 m²): Obermoser Stefanie, Mutter + Sohn(55P.),Bacherwiese 2/1,Kitzb. 

Top 20 (86,18 m²): Korkut Hülya, Ehepaar + Sohn (40 P.), Klausnerfeld 3/10, Kitzb. 
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Top 24 (64,86 m²): Pribila Aleksandar (36 P.), Höglrainmühle 6/6, Kitzbühel 

Top 27 (83,75 m²): Zössmayr Petra, Ehepaar (44 P.), Schiwiesenw. 4, 6365 Kirchb. 

Top 28 (85,61 m²): Aksu Erdal, Ehepaar + 3 Kd. (61 P.), Jochbergerstr. 110/3, Kitzb. 

Top 29 (86,18 m²): Schauwohnung! 

Top 30 (65,42 m²): Höller Patrik (32 P.), Siedlung Badhaus 9/4, Kitzbühel 

Top 31 (64,85 m²): Kogler Josef, Ehepaar (30 P.), Litzlfelderstr. 74/1, 6382 Kirchd. 

 

Über Antrag der Referentin GRin Hedwig Haidegger und auf Empfehlung des Wohnungsaus-

schusses beschließt der Gemeinderat jeweils einstimmig (19 Ja-Stimmen) die Aufhebung der 

Wohnungsvergaben für die Wohnungen Top 17 und Top 24 vom 10.09.2018 sowie die Ver-

gabe der oben angeführten Wohnungen. 

 

 

4.4. Familien, Spielplätze und Gesundheit 
 

4.4.1. Zertifizierungen als familien- und kinderfreundlichen Gemeinde 
 

Die Obfrau des Ausschusses für Familien, Spielplätze und Gesundheit, GRin Mag. (FH) Watzl 

berichtet, dass die Stadtgemeinde Kitzbühel bereits das Zertifikat als familienfreundliche 

Gemeinde trägt. Dieses soll nunmehr verlängert und zugleich um die Zertifizierung als 

kinderfreundliche Gemeinde angesucht werden. Nach einer Bestandsaufnahme wurde ein 

Maßnahmenplan erarbeitet, der in den nächsten 3 Jahren umgesetzt werden sollte. Dieser 

Maßnahmenplan ist in 10 Lebensphasen eingeteilt. Es wurden sowohl die Bürger als auch 

Kindergarten, Schulen und Altenwohnheim in den Prozess eingebunden. Einen Teil der 

Maßnahmen gibt es schon, wie z.B. Kitz-Baby-Day, den Minigemeinderat, den Familien-

kompass oder den Gratisschikurs für Kinder. Diese sollen fortgeführt und wo notwendig, 

verbessert werden. Es sind aber auch viele neue Ideen im Maßnahmenplan enthalten, wie z.B. 

Betriebstagesmüttern, Eltern-Kinder-Schaukel, neuer Spielturm am Hirzingerfeld-Spielplatz, 

Kinderwagen- und Rollstuhlcheck etc. GRin Mag. (FH) Watzl präsentiert den Maßnahmen-

plan auf der digitalen Tafel und erläutert diesen ausführlich. 
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EGR Ing. Bertsch ist der Ansicht, dass die Themen Sicherheit und Umwelt zu wenig berück-

sichtigt sind. Der Bürgermeister erklärt dazu, dass es sich hier um einen dynamischen Prozess 

handelt und gerade die Aufstellung von Radargeräten in Schulnähe und kinderreichen 

Siedlungsgebieten der Sicherheit der Kinder dient. 

 

Auf Nachfrage von GR Mag. Filzer betreffend Kosten teilen Bürgermeister und GRin Mag. 

(FH) Watzl mit, dass die Finanzierung der einzelnen Projekte in verschiedenen Referaten 

angesiedelt ist. Die erforderlichen Kosten werden im Budget aufgenommen. Beispielhaft seien 

die Radarkästen erwähnt, die im Straßenbudget Deckung finden. 

 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig (19 Ja-Stimmen), den vorgestellten Maßnahmenplan 

zur Erlangung der Zertifizierung als familienfreundliche und kinderfreundliche Gemeinde 

sowie die Finanzierung der Maßnahmen im Rahmen des Haushaltvoranschlages. 

 

 

4.5. Bau und Raumordnung 
 

4.5.1. Stadtgemeinde Kitzbühel 
 

Umwidmung der Gste 3180/2 und 3180/5 (zur Gänze) je KG Kitzbühel-Land (Seebichl-

weg) rund 559 m² von derzeit Freiland in künftig Sonderfläche standortgebunden § 43 (1) a, 

Festlegung Erläuterung: Parkplatz entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH 

vom 14.09.2018, Planungsnummer: 411-2018-00003. 

 

Der Planentwurf wird auf der digitalen Präsentationstafel gezeigt und vom Referenten unter 

Bezugnahme auf das Ergebnis der Sitzung des Ausschusses für Bau und Raumordnung 

erörtert. 

 

Protokoll Ausschuss:  

 

Der Stadtbaumeister berichtet, dass sich der gegenständliche Planungsbereich westlich des 

Stadtzentrums, im Ortsteil Seebichl befindet.  Das Planungsgebiet ist  noch  frei  von 

Bebauungen und wird landwirtschaftlich genutzt. Die südlich angrenzende Parzelle ist 

bereits bebaut. Westlich und östlich grenzen Erschließungsstraßen an. 

Es wird berichtet, dass Herr Witzmann die gegenständlichen Grundstücke von der Stadt 

Kitzbühel pachtet und einen Parkplatz für 16 PKW für das Hotel Seebichl errichten will. 

Derzeit stehen zu wenig PKW-Stellplätze auf eigenem Grundstück zur Verfügung. Auf Grund 

der geringen Grundstücksgröße können diese auch nicht auf Eigengrund geschaffen werden. 

Für den Hotelbetrieb ist die Schaffung zusätzlicher Parkplätze sehr wichtig. Diese 

Angelegenheit wurde bereits im Juni im Stadtrat besprochen. Dabei wurde festgelegt, dass 

sich Herr Witzmann um alle erforderlichen Genehmigungen selber kümmern muss. 

Zur Realisierung des Vorhabens, ist die Änderung des Flächenwidmungsplanes von derzeit 

Freiland in künftig Sonderfläche Parkplatz erforderlich.  

 

Nach kurzer Diskussion befürwortet der Ausschuss (6 Ja) die Auflage zur Umwidmung der 

Gste 3180/2 und 3180/5 (zur Gänze) je KG Kitzbühel-Land (Seebichlweg) rund 559 m² von 

derzeit Freiland in künftig Sonderfläche standortgebunden § 43 (1) a, Festlegung 

Erläuterung: Parkplatz entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 

14.09.2018, Planungsnummer: 411-2018-00003. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-

Stimmen) die Auflage des Entwurfes über die Änderung des Flächenwidmungsplanes.  
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Gleichzeitig wird gemäß § 71 Abs. 1 lit. a TROG 2016 der Beschluss über die dem Entwurf 

entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplanes gefasst. Dieser Beschluss wird nur 

rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine 

Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben 

wird (Erst- und Zweitbeschluss). 

   

 

4.5.2. Markus Haas, Kitzbühel; 
 

Umwidmung des Gst 575/1 KG Kitzbühel-Land (Fichterfeld) von derzeit Freiland gemäß  

§ 41 TROG 2016 in künftig Sonderfläche Hofstelle mit Erhöhung der zulässigen Wohn-

nutzfläche gemäß § 44 Abs. 2 oder sonstiger Sonderbestimmung, insbesondere gemäß § 44 

Abs. 11 iVm. § 43 Abs. 7 standortgebunden, Festlegung Zähler: 4, Festlegung Erläuterung: 

Hofstelle mit 355 m² Wohnnutzfläche entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT 

GmbH vom 15.10.2018, Planungsnummer: 411-2018-00016. 

 

Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Kitzbühel hat in seiner Sitzung vom 28.05.2018 die 

Auflage des von der Plan Alp ZT GmbH ausgearbeiteten Entwurfes über die Änderung des 

Flächenwidmungsplanes der Stadtgemeinde Kitzbühel vom 19.04.2018, Planungsnummer: 

411-2016-00016 zur öffentlichen Einsichtnahme beschlossen und ist dieser in der Zeit vom 

04.06.2018 bis einschließlich 02.07.2018 zur öffentlichen Einsichtnahme aufgelegen. Der 

Gemeinderat der Stadtgemeinde Kitzbühel hat in seiner Sitzung vom 09.07.2018 die 

Änderung des Flächenwidmungsplanes beschlossen. 

 

Im Zuge der aufsichtsbehördlichen Genehmigung wurde jedoch von der Tiroler 

Landesregierung mitgeteilt, dass nach richtiger Berechnung entsprechend dem Gutachten 

der Abteilung Agrarwirtschaft die Wohnnutzfläche von 380 m² auf 355 m² zu reduzieren ist. 

Dies hat damit zu tun, dass die Bewertung der Gangflächen, welche bei Hofstellen 

bekanntlich von der Wohnnutzfläche abzuziehen sind, unterschiedlich erfolgte. Die 

Stadtgemeinde hat die Gangflächen bei den Ferienwohnungen nicht abgezogen und ist daher 

auf 380 m² gekommen. 

  

Der Planentwurf wird vom Referenten auf der digitalen Präsentationstafel gezeigt und 

hinsichtlich der Behandlung im Ausschuss für Bau und Raumordnung die Gemeinderats-

sitzung vom 28.05.2018 zu Tagesordnungspunkt 4.5.1. in Erinnerung gerufen. Nach 

Abklärung mit der Abteilung Raumordnung des Landes kann in diesem Fall eine auf zwei 

Wochen verkürzte Auflage beschlossen werden. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-

Stimmen) die auf zwei Wochen verkürzte Auflage des Entwurfes über die Änderung des 

Flächenwidmungsplanes. Gleichzeitig wird gemäß § 71 Abs. 1 lit. a TROG 2016 der 

Beschluss über die dem Entwurf entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplanes 

gefasst. Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und 

Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person 

oder Stelle abgegeben wird (Erst- und Zweitbeschluss). 

 

 

4.5.3. Alessandro Gambino, Kitzbühel; 
 

Erlassung eines Bebauungsplanes (1. Änderung) im Bereich des Gst 1673/3 KG Kitzbühel-

Land (Ried Zephirau) entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT vom 12.09.2018 

Projektnummer: aend1_b11_kiz18018_v1. 
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Der Planentwurf wird auf der digitalen Präsentationstafel gezeigt und vom Referenten unter 

Bezugnahme auf das Ergebnis der Sitzung des Ausschusses für Bau und Raumordnung 

sowie des raumplanungsfachlichen Gutachtens erörtert. 

 

Protokoll Ausschuss:   

 

Dieser Tagesordnungspunkt wurde letztmalig bei der 22. Sitzung des Ausschusses für Bau-

und Raumordnung am 07.05.2018 behandelt. Dabei wurde im Wesentlichen festgehalten, 

dass die baurechtlichen Überschreitungen im Bereich des Wohnraumes im Dachgeschoss, 

sowie die Verbauten bei der Terrasse und dem Balkon zurück zu bauen sind. Für die 

Abweichungen im Bereich der Garage und diverser kleinerer Überschreitungen bei den 

Gebäudeecken, soll der Bebauungsplan geändert werden. Die Darstellung der Überschrei-

tungen werden nochmals anhand von Fotos und Planausschnitten besprochen. Der 

geänderte Bebauungsplan wird den Mitgliedern des Ausschusses für Bau und Raum-

ordnung zur Kenntnis gebracht und erläutert. 

 

Nach kurzer Diskussion wird vom Ausschuss für Bau und Raumordnung die Meinung 

vertreten, dass bis zur Fassung des Erlassungsbeschlusses (Zweitbeschluss) die bau-

rechtlich erforderlichen Rückbauten abgeschlossen werden müssen. 

 

Der Ausschuss für Bau und Raumordnung befürwortet (5 Ja, 1 Enthaltung) die Erlassung 

eines Bebauungsplanes (1. Änderung) im Bereich des Gst 1673/3 KG Kitzbühel-Land (Ried 

Zephirau) entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT vom 12.09.2018 

Projektnummer: aend1_b11_kiz18018_v1. 

 

Der Bürgermeister weist darauf hin, dass sich der Ausschuss lange und intensiv mit dieser 

Angelegenheit der konsenswidrigen Bauführung befasst hat. Das Ergebnis ist, dass im Fall 

einer konsenswidrigen oder konsenslosen Bauführung jedenfalls in Bereichen in denen 

Wohnnutzfläche betroffen ist, es zu keiner nachträglichen Sanierung durch Änderung/ 

Anpassung des Bebauungsplanes kommen kann. 

      

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat mit 17 Ja-Stimmen 

bei 2 Stimmenthaltungen (Enthaltungen gelten gemäß § 45 Abs. 2, Satz TGO 2001 als 

Ablehnung) die Auflage des Entwurfes der 1. Änderung des vorliegenden Bebauungsplanes 

(Erstbeschluss). 

 

 

Beschlussfassungen nach Kundmachung: 

 

4.5.4. Kitz Immobilieninvest GmbH, Grand Tirolia, Wien; 
 

Umwidmung des Gst 408/2 (Teilfläche) KG Kitzbühel-Land (Eichenheim) rund 4.825 m² 

von derzeit Sonderfläche standortgebunden § 43 (1) a, Festlegung Erläuterung: Hotel in 

künftig Sonderfläche standortgebunden § 43 (1) a, Festlegung Erläuterung: Hotel und 

Clubhaus und Umwidmung des Gst 408/3 KG Kitzbühel-Land (Eichenheim) rund 1 m² von 

derzeit Sonderfläche standortgebunden  § 43 (1) a,  Festlegung  Erläuterung:  Hotel  in 

künftig Sonderfläche Sportanlage § 50, Festlegung der Art der Sportanlage, Festlegung 

Erläuterung: Golfplatz sowie Umwidmung des Gst 408/4 KG Kitzbühel-Land (Eichenheim) 

rund 8.229 m² von derzeit Sonderfläche standortgebunden § 43 (1) a, Festlegung 

Erläuterung: Clubhaus in künftig Sonderfläche standortgebunden § 43 (1) a, Festlegung 

Erläuterung: Hotel und Clubhaus entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH 

vom 30.05.2018, Planungsnummer: 411-2018-00011. 
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Der Referent teilt mit, dass eine Behandlung in der letzten Sitzung des Ausschusses für Bau 

und Raumordnung am 01.10.2018 nicht erfolgt ist, da die Auflage- und Stellungnahmefrist 

noch nicht abgelaufen war. Aufgrund der Dringlichkeit wurde dieser Punkt auf die 

Tagesordnung der Gemeinderatssitzung gesetzt. 

 

Der Planentwurf wird nochmals auf der digitalen Präsentationstafel gezeigt. 

 

Der Auflagebeschluss wurde entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 

30.05.2018, Planungsnummer: 411-2018-00011 in der Sitzung des Gemeinderates vom 

10.09.2019 gefasst. Die Auflage zur öffentlichen Einsichtnahme ist vom 13.09.2018 bis 

einschließlich 12.10.2018 erfolgt. Während der Auflage- und Stellungnahmefrist ist keine 

Stellungnahme eingelangt. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-

Stimmen) die Änderung des Flächenwidmungsplanes (Zweitbeschluss). 

 

 

4.5.5. Kitz Immobilieninvest GmbH, Grand Tirolia, Wien; 
 

Erlassung eines Bebauungsplanes im Bereich der Gste 408/2 und 408/4 je KG Kitzbühel-

Land (Eichenheim) entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT vom 23.08.2018, 

Projektnummer: b7_kiz18009_v2. 

 

Der Referent teilt mit, dass eine Behandlung in der letzten Sitzung des Ausschusses für Bau 

und Raumordnung am 01.10.2018 nicht erfolgt ist, da die Auflage- und Stellungnahmefrist 

noch nicht abgelaufen war. Aufgrund der Dringlichkeit wurde dieser Punkt auf die 

Tagesordnung der Gemeinderatssitzung gesetzt. 

 

Der Planentwurf wird nochmals auf der digitalen Präsentationstafel gezeigt. 

 

Der Auflagebeschluss wurde entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 

21.08.2018, Projektnummer: b7_kiz18009_v2 in der Sitzung des Gemeinderates vom 

10.09.2019 gefasst. Die Auflage zur öffentlichen Einsichtnahme ist vom 13.09.2018 bis 

einschließlich 12.10.2018 erfolgt. Während der Auflage- und Stellungnahmefrist ist keine 

Stellungnahme eingelangt. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-

Stimmen) die Erlassung des vorliegenden Bebauungsplanes (Zweitbeschluss). 

 

 

5. Anträge, Anfragen und Allfälliges 
 

Bahnverkehr 

 

EGR Ing. Bertsch hält fest, dass es sehr wichtig ist die Bahn touristisch aufzuwerten. Für ihn 

wäre es aber noch wichtiger, für die Bevölkerung bessere Pendlerverbindungen zu schaffen. 

Derzeit gibt es nur 3 Direktzüge nach Innsbruck. Die Stadtgemeinde Kitzbühel sollte das 

Pendlerforum Brixental bei der Verbesserung der Zuganbindungen an die Landeshauptstadt 

unterstützen. 
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Langau 

 

Auf Anfrage von EGR Ing. Bertsch betreffend die Zufahrtsituation in der Langau teilt der 

Bürgermeister mit, dass laufend Gespräche mit dem Grundeigentümer Max Lamberg geführt 

werden. Die Ergebnisse sollten in Kürze präsentiert werden können. 

 

Schwesternstadt Yamagata 

 

EGR Hechl informiert über die kürzlich stattgefundene Japan-Reise nach Yamagata anlässlich 

des 55 Jahr-Jubiläums der Verschwisterung zwischen Kitzbühel und Yamagata. Die Reise war 

vom Mitglied des Yamagata-Clubs Christine Exenberger bestens organisiert und wurde der 

Delegation in Yamagata ein herzlicher Empfang bereitet. EGR Hechl überbringt die besten 

Grüße von unseren Freunden aus Yamagata. 

 

Gemäß § 36 Abs. 3 Tiroler Gemeindeordnung wird die Sitzung um 22.00 Uhr mit 

einstimmigem Beschluss für nicht öffentlich erklärt. 

 


